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AHV-Rentner warten 
seit über zehn Jahren 
auf Entlastung
In Liechtenstein warten die Rentner 
nun schon 11 Jahre auf eine Anpas-
sung ihrer AHV-Renten an die im-
merfort steigenden Ausgaben für 
ihr tägliches Leben. Im selben Zeit-
raum wurden diese AHV-Renten in 
der Schweiz vier Mal um total rund 
3,5 Prozent angepasst, was in Sum-
me heute zwischen 700 und 1000 
Franken pro Jahr an Mehrrente aus-
macht. In diesen 11 Jahren gingen 
die Liechtensteiner AHV-Rentner 
immer leer aus. Musste Liechten-
stein vor zehn Jahren aufgrund tief-
rotem Landesbudget einschneiden-
de Sparmassnahmen einleiten, stan-
den AHV-Rentenerhöhungen nicht 
zur Diskussion. Zur Sanierung des 
Staatshaushalts wurden breite Kür-
zungen bei öffentlichen Zuwendun-
gen und empfindliche Erhöhungen 
bei Abgaben beschlossen. Beides 
wirkte sich auf zusätzlich höhere 
Lebenshaltungskosten auch der 
Rentner aus. In den vergangenen 
zehn Jahren sind allein die Prämien 
für die obligatorische Krankenversi-
cherung in Liechtenstein um insge-
samt 30 Prozent gestiegen, was heu-
te Mehrkosten von rund 920 Fran-
ken pro Person und Jahr ausmacht. 

Kommen noch Zusatzversicherun-
gen dazu, liegen diese Jahres-Mehr-
kosten ohne Weiteres im Bereich 
von 1200 bis 1800 Franken pro Jahr. 
Mit dem Initiativ-Vorschlag der DpL 
soll der Franchise-Selbstbehalt der 
ersten 500 Franken Krankheitskos-
ten für AHV-Rentner aufgehoben 
werden. Jede Kostenentlastung ist 
einer Erhöhung der AHV-Renten 
vorzuziehen, stellt sie doch eine ad-
ministrative Vereinfachung dar, so 
dass Geld nicht erst zum Rentner 
f liesst und danach gleich wieder zu-
rück zu Krankenkassen, die aktuell 
im 2022 mit Steuergeld von rund 33 
Millionen Franken vom Liechten-
steiner Staat bezuschusst wurden. 
Damit diese Initiative zur Entlas-
tung der AHV-Rentner zur Volksab-

stimmung kommt, sollten möglichst 
viele Stimmbürger die Initiativ-Bo-
gen unterschreiben und bei der 
Post abgeben, allerspätestens bis 
Montag, den 25. April, um 12 Uhr. 
Fehlende Initiativ-Bogen können 
unter www.dpl.li heruntergeladen, 
ausgedruckt, unterschrieben und 
als Rückantwort an die auf dem Bo-
gen angegeben Adressen retour-
niert werden. 

Othmar Züger,
Aeulegraben 32, Triesen

In eigener Sache

Hinweis zu Leser-
briefen und Foren
Da auch unsere Rubrik «Leserbrie-
fe» einer Planung bedarf, bitten wir 
unsere Leser, sich möglichst kurz 
zu halten und als Limite eine maxi-
male Anzahl von 2500 Zeichen (in-
klusive Leerzeichen) zu respektie-
ren. Die Redaktion behält es sich 
vor, Zuschriften nicht zu publizie-
ren, und kann darüber keine Korre-
spondenz führen. Wir bitten dar-
um, uns die Leserbriefe – inklusive 
der vollen Anschrift des Unterzeich-
ners – bis spätestens 16 Uhr zukom-
men zu lassen. Für die Rubrik «Fo-
rum» gilt, die 3000-Zeichen-Marke 
nicht zu überschreiten.

redaktion@volksblatt.li

DpL haben bis 29. April 
Zeit zum Sammeln von 
1000 Unterschriften
Franchisenbefreiung DpL 
wollen die Frage, ob Rentner 
von der Franchise befreit 
werden sollen, vor das Volk 
bringen. Sie haben ab morgen 
sechs Wochen Zeit, für ihre 
Initiative 1000 Unterschriften 
zu sammeln.

VON DANIELA FRITZ

Um die Rentner finanziell zu entlas-
ten, schlagen DpL vor, diese von der 
Franchise zu befreien. Die geschätz-
ten Kosten von 3,5 Millionen Fran-
ken soll der Staat tragen.  Nach ei-
nem wenig erfolgreichen Anlauf 
über den Landtag im Herbst, wollen 
sie nun das Volk über diese Frage ab-
stimmen lassen und reichten daher 
im Januar eine Initiative ein. 
Als Nächstes müssen sie innert sechs 
Wochen 1000 Stimmberechtigte von 
ihrem Vorhaben überzeugen. Mitt-
lerweile steht die Frist fest: Sie be-
ginnt gemäss amtlicher Kundma-
chung im «Volksblatt» vom Donners-
tag am 18. März und endet am 29. 
April. Erreichen DpL genügend gül-
tige Unterschriften, wird die Initiati-

ve im Landtag behandelt und die Ab-
geordneten können sich auch inhalt-
lich zum Thema äussern. Lehnt der 
Landtag die angeregte Gesetzesän-
derung der DpL ab, wie zu erwarten 
ist, muss die Regierung eine Volks-
abstimmung ansetzen.
Bei der Vorprüfung der Initiative 
hatte die Regierung zwar keine ver-
fassungsrechtlichen Bedenken, vom 
Vorschlag selbst hält sie jedoch we-
nig. Sie gab zu bedenken, dass Versi-
cherte im Rentenalter aufgrund der 
tendenziell höheren Gesundheits-
kosten im Alter heute schon gegen-
über Jüngeren begünstigt seien. Die-
se Entlastung, die jährlich knapp 
vier Millionen Franken ausmacht, 
werde von der Allgemeinheit der 
Prämienzahler subventioniert. 
Zudem gelten die Vergünstigungen 
für alle Rentner, unabhängig von ih-
rer Einkommens- und Vermögenssi-
tuation. Einkommensschwache 
Rentnern könnten zur Entlastung ei-
ne Prämienverbilligung beantragen.

Landtag lehnte Idee im Herbst ab

Ähnlich ging es auch dem Landtag, 
der vergangene Woche zwar rein 
formal den Weg für die Unterschrif-
tensammlung freigab. Aber schon 
im September 2021 befasste man 

sich im Hohen Haus mit der Idee 
der DpL, damals noch in Form ei-
ner parlamentarischen Initative. 
Dieser stimmten am Ende jedoch le-
diglich 10 Abgeordnete zu, eine 
Mehrheit war nicht zu gewinnen. 
Über 3 Millionen Franken jährlich 
per Giesskannenprinzip zu vertei-
len, sei weder sinnvoll noch nach-
haltig, so der Tenor. «Es profitieren 
auch Leute davon, die den Erlass 
der Franchise entweder nicht benö-
tigen oder gar nicht erst wün-
schen», meinte Daniel Seger (FBP). 
Mehrere Abgeordnete erinnerten 
daran, dass Alter nicht mit Bedürf-
tigkeit gleichzusetzen ist. 
Mario Wohlwend (VU) kritisierte, 
die vorgeschlagene finanzielle Un-
terstützung sei zu wenig zielgerich-

tet. Sie sei nur ein «Puzzle-Teil» d
Gesamtbilds, einer ganzheitliche
Altersstrategie. Das Problem lie
nämlich nicht bei der Franchis
sondern in der Unterstützung d
Rentner im Allgemeinen. 
Anders sehen dies die DpL. Die Ini
ative sei eine Reaktion auf den Re
tenstillstand seit 2011, so der Abg
ordnete Thomas Rehak. Mit der In
tiative würden zwar die Rente
nicht erhöht, aber die Lebensh
tungskosten für Pensionisten g
senkt. Zudem sei es sinnvoller, kl
ne Schritte zu gehen, als gleich d
ganze Problem beheben zu wolle
Er zeigte sich damals jedoch offe
für Vorschläge, wie dem Giesska
nenprinzip entgegengewirkt werde
könne.

Thomas Rehak reichte die Initiative im Namen von DpL ein. (Foto: Michael Zanghelli

n eines Drogendelikts beschul-

ng folgt auf Berufung

aatsanwaltschaft zog darauf-
m September 2020 vor das 
ericht. Sie sah in der falschen 
uldigung vielmehr den Vor-
eines Verbrechens: Nämlich, 
er Polizist aktiv bei Drogenge-

zung recht gab, passte auch das Erst-
gericht sein Urteil im Dezember 2021 
entsprechend an. Dadurch erhöhte 
sich auch die Freiheitsstrafe für den 
Taxiunternehmer auf 15 Monate. Zu-
dem wurde er zu einer Schadenser-
satzzahlung von 3870 Franken an 
den Hilfspolizisten verurteilt.
Ein schwerwiegenderes Urteil, das 
dieses Mal der Angeklagte nicht auf 

den zugesprochenen Schadenersatz 
ein. Sein Verteidiger vertrat am Mitt-
woch dabei erneut die Linie, dass 
sein Mandat lediglich ihm geschil-
derte Vorgänge wiedergegeben hatte 
und den Hilfspolizisten nicht ab-
sichtlich falsch beschuldigt habe. Er 
habe lediglich einen Verdacht gegen-
über der Polizei geäussert. Etwas, 
das laut Verteidiger ja möglich sein 

nerlei Zweifel an der Schuld des An-
geklagten. Die Schuldberufung sei 
bereits beim ersten Mal gescheitert 
und die erneute Schlussverhandlung 
habe keine neuen Erkenntnisse zuta-
ge gebracht, die das Gericht zu einer 
anderen Ansicht bringen, betonte 
der Vorsitzenden. Das Obergericht 
hielt damit an der Verurteilung we-
gen des Verbrechens der falschen 

Das bedeutet, dass die bisheri
Freiheitsstrafe auf die neue Stra
angerechnet werden muss. So wä
für die falsche Verdächtigung la
Obergericht eine Freiheitsstrafe vo
18 Monaten angemessen gewese
da er jedoch bereits 8 aufgrund 
ner aktuelleren Straftat einsitze
müsse, wurde er lediglich zu weit
ren 10 Monaten bedingt verurteilt

218 Neuinfektionen innert 24 Stunden

Zwei weitere Corona-Todesfälle gemeldet
VADUZ Innerhalb eines Tages wur-
den 218 weitere Personen, die in 
Liechtenstein wohnen, positiv auf 
das Coronavirus getestet. Zudem 
sind zwei weitere Personen im Zu-
sammenhang mit einer Coronain-
fektion verstorben. Das geht aus 
den Zahlen des Amtes für Statistik 
für Dienstag hervor. Innerhalb der 
letzten sieben Tage wurden durch

acht Personen im Spital. Wie aus 
den Zahlen des Amtes für Statistik 
weiter hervorgeht, beläuft sich die 
kumulierte Fallzahl seit Beginn der 
Pandemie mittlerweile auf 14 642 la-
borbestätigte Infektionen. Davon 
haben 13 907 Personen die Infektion 
überstanden. Insgesamt traten bis-
lang 81 Todesfälle im Zusammen-
hang mit einer laborbestätigten Co

Die täglich gemeldeten Fallzahle
beziehen sich jeweils auf den Ze
raum, in dem die Laborergebnis
vorliegen. Alle Laborergebnisse 
nes Tages (0 – 24 Uhr) werden j
weils am Folgetag mitgeteilt.
Bei hohem Arbeitsanfall im Lab
kann es jedoch zu Verzögerunge
und damit zu starken Schwanku
gen bei den täglich gemeldeten Za

OPJOB.li

us-Saison endet

zte Fahrten
Sonntag
N Auch in diesem Winter wur-
bun von 8 bis 17 Uhr durchge-

halbstündlich bedient. So ge-
n Skifahrer, Snowboarder, 

äufer, Winterwanderer, Aus-
 und Bergfreunde ohne stres-

arkplatzsuche regelmässig von 
nach Malbun. Das Parkhaus 

platz in Vaduz war an Wochen-
dazu kostenlos zu nutzen, so-

equem auf die Linie 21 mit Ab-

ab Vaduz Post umgestiegen 
n kann. Am Sonntag, den 20. 
fahren nun die letzten Skibus-
ses Winters nach/ab Malbun. 

(red/pd)
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nfektionsgeschehen
lich gemeldete Fälle und 7-Tage-Durchschnitt im Vergleich *

7-Tage-Durchschnitt (2020/21)

Tägliche Fälle (2020/21)

Tägliche Fälle (2021/22)
7-Tage-Durchschnitt (2021/22)

So berichteten wir Mitte März über den 
Start der Unterschriftensammlung.


